
Anlage 1 zu GD 038/23, Tischvorlage Gemeinderat 15.02.2023, TOP 2, öffentlich 

1 

Behandlung der Forderungen der Bürgerinitiative (BI) Integration 

gestalten - Konflikte vermeiden 

 

Anlage: Entwurf des Einwohnerantrags der Bürgerinitiative vom 26.01.2023 

 

Mit dem in der Anlage beigefügten Dokument beabsichtigt die Bürgerinitiative (BI) unter dem 

Titel "Integration gestalten - Konflikte vermeiden" einen Einwohnerantrag nach § 20b GemO 

einzureichen und sammelt dafür Unterschriften in der Bevölkerung. Die Gemeinderatsfraktionen 

und Vertreter*innen der Verwaltung haben sich mit Vertreter*innen der BI in einem Gespräch am 

23.01.2023 ausgetauscht. Die Verwaltung hat als Reaktion auf die Postwurfsendung im Vorfeld 

der Gemeinderatssitzung erneut Kontakt zur BI aufgenommen. 

Die Verwaltung schlägt vor, unabhängig von einer formalen Einreichung des Einwohnerantrags 

und einer Zulässigkeitsprüfung und -entscheidung, die von der BI formulierten Forderungen im 

Rahmen der Beratungen zu TOP 2 (GD 038/23) und zu TOP 3 (GD 033/23) in der Sitzung des 

Gemeinderats am 15.02.2021 zu behandeln. 

 

Zu den Forderungen der BI nimmt die Verwaltung wie folgt Stellung: 

1. "Die für die jeweilige Ortschaft beste Lösung soll im offenen Diskurs mit den 
ortsansässigen Bürgerinnen und Bürgern und den gewählten Ortschaftsräten ohne 
Vorfestlegung durch die Verwaltung und nach transparenten, objektiv begründeten 
Kriterien gesucht, gefunden und umgesetzt werden." 

- Die vorliegenden Sitzungsvorlagen GD 038/23 und GD 033/23 enthalten zahlenbasierte 

Informationsgrundlagen für die zeitnahe Erforderlichkeit der dezentralen Unterbringung 

von geflüchteten Menschen in den Ortschaften (vgl. Ziffer 4 GD 038/23). Die Verwaltung 

hat die getroffenen Kriterien für eine Auswahl der Standorte in den Ortschaften in den 

Anlagen dargestellt (GD 033/23). 

- Transparenz und Nachvollziehbarkeit für die Bevölkerung wurde soweit möglich in Form 

des Online-Fragetools mit über 200 Fragen aus der Bürgerschaft, welche im Wesentlichen 

in den öffentlichen Ortschaftsratssitzungen sowie den Informationen in Form von FAQs 

auf www.ulm.de beantwortet wurden, hergestellt. Darüber hinaus gab es einen 

umfangreichen Schriftverkehr zwischen Bürger*innen aus den Ortschaften und der 

Verwaltung, in dessen Rahmen viele - auch detaillierte - Einzelfragen und Punkte geklärt 

wurden. 

- Anhörungen der Ortschaftsräte unter Teilnahme der Bürgermeister*innen an den 

Ortschaftsratssitzungen im Oktober/November 2022 und im Januar/Februar 2023 haben 

jeweils vor den Beratungen und Beschlussfassungen des Gemeinderats stattgefunden. Im 

Stadtteil Grimmelfingen fand auf Einladung des Bürgervereins Grimmelfingen am 

31.01.2023 eine öffentliche Informationsveranstaltung statt, bei der Vertreter*innen der 

Stadtverwaltung informiert haben. Die aus den Sitzungen resultierende Priorisierung wird 

in der GD 033/23/1 dargestellt.  

- Wie vom Gemeinderat im Beschluss vom 16.11.2022 unter TOP 5 (GD 393/22) 

vorgesehen, wurden in die Standortsuche auch die von den Ortschaftsräten und aus der 

Bürgerschaft genannten Alternativgrundstücke miteinbezogen. Zur Umsetzung des 

Projekt- und Baubeschlusses vom 16.11.2022 sind insgesamt 13 Standorte in den Ulmer 
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Ortschaften und im Stadtteil Grimmelfingen erforderlich. Hierfür wurden insgesamt 66 

Grundstücke von der Verwaltung geprüft und für eine Standortauswahl zu Grunde 

gelegt. 

- Eine unmittelbare Bürgerbeteiligung der ortsansässigen Bürgerinnen und Bürgern ist für 

die Standortentscheidung aufgrund der vielfältigen persönlichen Betroffenheit der 

Bürgerinnen und Bürger als Grundstückseigentümer*innen, Pächter*innen, 

Nachbar*innen, etc. nicht geeignet. Deswegen ist die Entscheidung durch das hierfür 

demokratisch legitimierte Hauptorgan der Stadt, den Gemeinderat, nach vorheriger, 

hauptsatzungsgemäßer Anhörung der Ortschaftsräte zu treffen. 

- Die von der Verwaltung zur Gemeinderatssitzung am 16.11.2022 vorgeschlagenen 

Standorte wurden nicht willkürlich, sondern nach den zu diesem Zeitpunkt vorhandenen 

fachlichen Eignungskriterien (insb. Grundstücksverfügbarkeit, baurechtliche 

Genehmigungsfähigkeit, Erschließungsaufwand, Integrationspotenzial des Standorts) 

ausgewählt. Diese Vorschläge haben grundsätzlich keinen Vorrang gegenüber den 

Vorschlägen aus den Ortschaften und der Bürgerschaft. Entscheidend ist allein der 

Beschluss des Gemeinderats über die Standortauswahl. 

 

2. "Die Verwaltung der Stadt Ulm soll dem Gemeinderat ein umfassendes und 
professionelles Unterbringungs- Integrations- und Sicherheitskonzept nach neuesten 
wissenschaftlichen Erkenntnissen zur Entscheidung vorlegen, das den Strukturen der 
Ortschaften angepasst ist." 

- Die konzeptionellen Grundlagen zur Unterbringung und zur Integration sind in GD 

038/23 dargestellt (vgl. Ziffern 4, 6 und 7 der GD 038/23). 

- Das Thema Sicherheit wurde in allen Ortschaftsratssitzungen und in der Veranstaltung in 

Grimmelfingen ausführlich erörtert (vgl. Präsentation der Ortschaftsratssitzungen 

Sitzungen, Folie 11; abrufbar unter https://www.ulm.de/leben-in-ulm/gefluechtete-in-

ulm/sitzungen-der-ortschaftsraete) 

- Der im Jahr 2022 mit Beginn des Angriffskriegs auf die Ukraine stark angestiegene 

Flüchtlingszugang erfordert ein effektives Krisenmanagement, wozu insbesondere 

schnelle Entscheidungen, transparente Krisenkommunikation und zügige Umsetzung der 

erforderlichen Entscheidungen gehören. Bereits seit 2015 verfolgt die Stadt Ulm die 

Strategie der dezentralen Unterbringung. Dabei werden die wenigen wissenschaftlichen 

Diskurse, die es aktuell auf empirischer Datenbasis gibt, mit einbezogen. Eine 

Unterbringung in gewachsenen örtlichen Strukturen die "[...] möglichst nicht mehr als 50 

Personen, keinesfalls aber 100 Personen überschreiten [...]" gilt als vertretbar (vgl. Jutta 

Aumüller et al 2015: Die Aufnahme von Flüchtlingen in den Bundesländern und 

Kommunen, S. 68.). 

- Auf die ländlichen Strukturen der Ortschaften wird im Zuge der Flüchtlingsunterbringung 

bereits im mehrfacher Hinsicht Rücksicht genommen: So findet in den Ortschaften nur 

eine Anschlussunterbringung statt, d.h. dort werden lediglich Geflüchtete untergebracht, 

die eine Bleibeperspektive haben. Ferner ermöglichen die Unterbringung in 

verhältnismäßig kleinen und überschaubaren Wohnungsgrößen an dezentralen 

Standorten gute Integrationsbedingungen. Die Auswahl von hochwertigen, an normale 

Gebäudegestaltung angelehnte Holzmodulbauten mit kleinen abgeschlossenen 

Wohneinheiten vermeidet viele Spannungen innerhalb der Bewohnerschaft, die sich 

mitunter in einer klassischen Gemeinschaftsunterkunft ergeben. 

 

https://www.ulm.de/leben-in-ulm/gefluechtete-in-ulm/sitzungen-der-ortschaftsraete
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3. "Der Gemeinderat Ulm wird aufgefordert, bei der Festlegung der Standorte bzw. 
Errichtung der Unterkünfte in Wohngebieten eine maximale Größe von 30 Personen, 
eine maximale Dauer der Errichtung von 5 Jahren am jeweiligen Standort und einen 
Mindestabstand von 20 Metern zum nächsten Wohnungsgrundstück einzuhalten." 

- Der Beschluss des Gemeinderates vom 16.11.2022 hat die Mindestgröße für die zu 

errichtenden Gebäude pro Standort auf 25 - 30 Personen festgelegt. Mit der vorliegenden 

GD 033/23 wird die Minimalgröße der Gebäude auf 24 Personen, die Maximalgröße auf 

48 Personen festgelegt. Dies entspricht o.g. wissenschaftlichen Erkenntnissen für 

Unterbringungsgrößen und wurde definiert durch die Verfügbarkeit der Modulbauten. 

Eine noch strengere Limitierung steht im Widerspruch zum Bedarf an 

Unterbringungsplätzen und zum wirtschaftlichen Betrieb der einzelnen Gebäude. 

- Eine Festlegung der maximalen Dauer auf 5 Jahre pro Standort ist unter 

Integrationsgesichtspunkten weder sinnvoll noch wirtschaftlich. Hiergegen sprechen 

darüber hinaus der nicht absehbare zeitliche Nutzungsbedarf zum Zwecke der 

Flüchtlingsunterbringung, die Nachnutzungsmöglichkeit der Wohnmodule als 

Mietwohnungsraum, die Hochwertigkeit der Gebäude, die Zweckbindung von 10 Jahren 

bei Inanspruchnahme von Fördergeldern und die Höhe der hierfür erforderlichen 

Investition. Eine Förderung durch das Land Baden-Württemberg ist nur bei einer 

Mindestbelegungsdauer durch Geflüchtete von mindestens 10 Jahren sowie einer 

Gesamtnutzungsperspektive der Gebäude von mindestens 20 Jahren möglich. 

- Ein Mindestabstand von 20 Metern zum nächsten Wohngrundstück widerspricht dem 

Ziel, die Wohnmodule an bestehende Wohnbebauung anzubinden und dadurch gute 

Rahmenbedingungen für eine soziale Integration der dort wohnenden Geflüchteten zu 

schaffen. Die Rücksichtnahme auf die bestehende Bebauung kann daher nicht durch 

pauschale Distanzen festgelegt werden, sondern muss im Einzelfall beurteilt werden. 

Einige alternative Standortvorschläge in Ortsrandlagen haben einen größeren als den 

geforderten Abstand oder sind zumindest deutlich von bestehender Bebauung abgerückt. 

 

4. "Die Zahl der in der jeweiligen Ortschaft bereits untergebrachten Geflüchteten muss 
für die Berechnung der Gesamtzahl an unterzubringenden Geflüchteten berücksichtigt 
werden." 

- Die mit GD 033/2023 vorgeschlagene Verteilung der Plätze auf die Ortschaften und den 

Stadtteil Grimmelfingen berücksichtigt bereits eine Anrechnungsregel. 

- Danach werden alle bestehenden von der Stadt zum Zwecke der städtischen 
Unterbringung Geflüchteter gemieteten größeren Unterbringungsobjekte angerechnet, 
die zwischen Juli 2022 und Februar 2023 bezogen wurden. 

- Insgesamt wurden daher 97 Unterbringungsplätze in den Ulmer Ortschaften angerechnet. 
- Direkt in privatem Wohnraum lebende Geflüchtete oder zu einem früheren Zeitpunkt 

zugezogenen Geflüchtete werden bei der Anrechnung nicht berücksichtigt, da die 
Modulbauten zur Bewältigung der aktuell sehr hohen Zugangszahlen benötigt werden 
und Grundlage für die Berechnung immer lediglich die aktuell und perspektivisch 
kommunal untergebrachten Geflüchteten waren - nicht die mehr als 2.000 weiteren 
Geflüchteten, die außerhalb der kommunalen Unterbringung im gesamten Stadtgebiet 
verteilt wohnen (vgl. GD 038/23, S. 8f). Die Stadt unterstützt und anerkennt die 
Unterbringung in privatem Wohnraum und die Integration von Geflüchteten, die in den 
letzten Jahren zugezogen sind.  








